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Die rechtliche Grundlage für die Festlegung eines Nachteilsausgleichs ist die Verwaltungs-
vorschrift „ Kinder und Jugendliche mit besonderem Förderbedarf und Behinderungen“ in 
der Fassung vom 22.08.2008, darin 2.3 
 

2.3    

 Leistungsmessung und Leistungsbeurteilung, Nachteilsausgleich 
 

2.3.1   

 Allgemeine Grundsätze 

Die schulische Leistungsmessung steht im Dienst der Chancengleichheit. Jeder junge Mensch 

hat ohne Rücksicht auf Herkunft oder wirtschaftliche Lage das Recht auf eine seiner Begabung 

entsprechende Erziehung und Ausbildung. Um dieses Recht einzulösen, ist eine Leistungs-

messung erforderlich, die sich nach einheitlichen Kriterien und einem einheitlichen Anforde-

rungsprofil richtet. Die hierauf beruhende Notengebung bildet die Grundlage für Schullaufbah-

nentscheidungen. 

Die Chancengleichheit ist eine Ausformung des Gleichheitssatzes nach Art. 3 Abs. 1 des 

Grundgesetzes ("Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich"). Dieser Satz verlangt nicht, bei 

allen Menschen die gleichen Handlungsmuster anzulegen. Der Gleichheitssatz bedeutet viel-

mehr, dass die Menschen vor dem Gesetz nach den gleichen Maximen zu behandeln sind, 

dass also Lebenssachverhalte, die von ihrem Wesen her gleich sind, auch rechtlich gleichge-

stellt werden müssen; der Gleichheitssatz bedeutet aber auch umgekehrt, dass bei Lebens-

sachverhalten, die von ihrem Wesen her ungleich sind, von Rechts wegen zu differenzieren ist. 

Insofern kann es auch rechtlich geboten sein, Nachteile von Schülern mit besonderem Förder-

bedarf oder mit Behinderungen auszugleichen.  
 

Dieser auf dem Gleichheitssatz beruhende Anspruch zur Differenzierung muss aber - wiederum 

aus Gründen der Gleichbehandlung aller Schüler - eine Grenze finden: Die Anforderungen in 

der Sache selbst dürfen nicht eigens für einzelne Schüler herabgesetzt werden. Die Hilfestel-

lungen für den Schüler ebnen ihm also Wege zu dem schulartgemäßen Niveau; dieses Niveau 

dann zu erreichen, kann aber auch Schülern mit besonderem Förderbedarf oder Behinderun-

gen nicht erlassen werden. 

Der Nachteilsausgleich für Schüler mit besonderem Förderbedarf oder für behinderte Schüler 

lässt daher das Anforderungsprofil unberührt und bezieht sich auf Hilfen, mit denen die Schüler 

in die Lage versetzt werden, diesem zu entsprechen. Die Art und Weise solcher Hilfen hängt 

von den Umständen des Einzelfalles ab. Zum einen können die allgemeinen Rahmenbedingun-

gen auf die besonderen Probleme einzelner Schüler Rücksicht nehmen. Daneben sind auch 

besondere, nur auf einzelne Schüler bezogene Maßnahmen des Nachteilsausgleichs möglich, 

insbesondere durch eine Anpassung der Arbeitszeit oder durch die Nutzung von besonderen 
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technischen oder didaktisch- methodischen Hilfen. Auch ist es möglich, die Gewichtung der 

schriftlichen, mündlichen und praktischen Leistungen im Einzelfall anzupassen; allerdings muss 

jede dieser Leistungsarten eine hinreichende Gewichtung behalten. Im Rahmen des Nachteil-

sausgleiches ist es insoweit auch möglich von den äußeren Rahmenbedingungen einer Prüfung 

abzuweichen.  

Solche besonderen, auf einzelne Schüler bezogenen Maßnahmen des Nachteilsausgleiches 

sind nur in besonders begründeten Ausnahmefällen gerechtfertigt; in den beruflichen Schulen 

sind sie nur möglich, soweit sie mit den jeweiligen spezifischen Ausbildungszielen vereinbar 

sind. Mit bindender Wirkung für die Fachlehrer obliegt die Entscheidung der Klassen- oder 

Jahrgangsstufenkonferenz, soweit deren Mitglieder den Schüler unterrichten, unter Vorsitz des 

Schulleiters, ggf. unter Hinzuziehung eines Beratungs- oder Sonderschullehrers, schulischer 

Ansprechpartner, LRS-Fachberater oder in Ausnahmefällen der örtlich zuständigen schulpsy-

chologischen Beratungsstelle; die Klassen- oder Jahrgangsstufenkonferenz kann außerschuli-

sche Stellungnahmen oder Gutachten in ihre Entscheidungsfindung einbeziehen. Die betroffe-

nen Schüler und Eltern werden frühzeitig in die Entscheidungsfindung einbezogen. Maßnah-

men des Nachteilsausgleiches können in der Klasse begründet und erläutert werden. Maßnah-

men des Nachteilsausgleiches werden nicht im Zeugnis vermerkt.  

Mögliche Härten, die sich aus dem für alle Schüler gleichermaßen geltenden Anforderungsprofil 

ergeben, können mit den jeweiligen bestehenden Ermessungsspielräumen gemildert werden, 

insbesondere bezüglich Nachlernfristen, Ausnahmeregelungen bei Versetzungsentscheidun-

gen, zusätzlichen Wiederholungen von Klassen oder Jahrgangsstufen, Ergänzungen der Noten 

durch verbale Beurteilungen oder Ausnahmeregelungen bei der Aufnahme in weiterführende 

Schulen.  

2.3.2  

Besonderheiten bei Schülern mit Schwierigkeiten im Lesen oder Recht-

schreiben 
 

Vom Prinzip, dass für alle Schüler gleichermaßen das jeweilige Anforderungsprofil gilt, sind im 

Hinblick auf die besonderen Probleme des Schriftspracherwerbs in der Grundschule und in den 

unteren Klassen der auf der Grundschule aufbauenden Schularten Ausnahmen möglich.  
 

Bis Klasse 6 gelten in den Fächern Deutsch und Fremdsprache für Schüler, deren Leistungen 

im Lesen oder im Rechtschreiben dauerhaft, d. h. in der Regel etwa ein halbes Jahr, geringer 

als mit der Note ausreichend bewertet wurden, additiv oder alternativ folgende Formen der 

Leistungsmessung und Leistungsbewertung: 

- Die Leistungen im Lesen oder Rechtschreiben werden - auch für die Berechnung der Zeug-

nisnote - zurückhaltend gewichtet.  
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- Bei einer schriftlichen Arbeit oder Übung zur Bewertung der Rechtschreibleistung kann der 

Lehrer eine andere Aufgabe stellen, die eher geeignet ist, einen individuellen Lernfortschritt zu 

dokumentieren; auch kann der Umfang der Arbeit begrenzt werden. 

- Zur Dokumentation des Lernfortschritts werden nach pädagogischem Ermessen die Leistun-

gen im Rechtschreiben als Ersatz der Note oder ergänzend zur Note schriftlich erläutert.  

In den übrigen Fächern werden die Rechtschreibleistungen nicht gewertet. 
 

Ab Klasse 7 gilt dies nur in besonders begründeten Ausnahmefällen, wenn davon auszugehen 

ist, dass die Lese- oder Rechtschreibschwäche nicht auf eine mangelnde allgemeine Begabung 

oder auf mangelnde Übung zurückzuführen ist, sondern ein komplexes Feld an Ursachen für 

einen gestörten oder verzögerten Schriftspracherwerb vorliegt oder die Lese- oder Recht-

schreibschwäche eine auf medizinischen Gründen beruhende Teilleistungsstörung ist.  
 

Die Entscheidung, ob im Einzelfall von dem Anforderungsprofil abzuweichen ist, trifft jeweils die 

Klassenkonferenz unter dem Vorsitz des Schulleiters, ggf. unter Hinzuziehung der in Ziffer 2.3.1 

genannten weiteren Stellen. Wenn die Note unter zurückhaltender Gewichtung für Rechtschrei-

ben oder Lesen gebildet wurde, wird dies in der Halbjahresinformation und im Zeugnis unter 

"Bemerkungen" festgehalten. Wenn es pädagogisch vertretbar ist, kann mit Zustimmung der El-

tern von der zurückhaltenden Gewichtung abgesehen werden.  
 

In den Abschlussklassen, außer den Abschlussklassen der Grundschulen, und in den Jahr-

gangsstufen des Gymnasiums sind Ausnahmen von der Verbindlichkeit des allgemeinen Anfor-

derungsprofils, insbesondere eine zurückhaltende Gewichtung bei der Leistungsmessung, nicht 

mehr möglich. Allerdings gelten auch hier die in Ziffer 2.3.1 genannte allgemeinen Grundsätze 

zum Nachteilsausgleich.  
 

Zur Information der weiterführenden Schulen bietet die Grundschule den Eltern an, auf einem 

Beiblatt zur Grundschulempfehlung die Lese- oder Rechtschreibschwäche einschließlich der 

durchgeführten Fördermaßnahmen zu dokumentieren. Wechselt ein Schüler während des lau-

fenden Bildungsganges in eine andere Schule, so können Informationen zu dem besonderen 

Förderbedarf dann weitergegeben werden, wenn sie zur Erfüllung der pädagogischen Aufgaben 

der aufnehmenden Schule erforderlich sind.  

 
 


